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Wege in die Defensive -
nicht aus ihr heraus 
Ein Programmentwurf ohne Geschichte, Gegenwartsanalyse und Zukunftstrategie 

Daß die Gewerkschaften ein neues Grundsatzprogramm 
brauchen, daran besteht kein Zweifel. Zu tiefgreifend sind 
die Umbrüche und Veränderungen in der Ökonomie, den 
Sozial- und Klassenstrukturen, den Vergesellschaftungs­
prozessen, aber auch in den politischen und ideologischen 
Kräftekonstellationen, die sich seit der Verabschiedung des 
letzten Grundsatzprogramms 1981 vollzogen haben. Knapp 
zusammengefaßt sind die wichtigsten Elemente dieses Um­
bruchs: 
■ die Durchsetzung eines »neuen Akkumulationsregimes«
durch die Anwendung der Mikroelektronik in Produktion
und Administration/Planung, »flexible Spezialisierung«
und posttayloristische Formen der Arbeitsorganisation)
■ der Wandel zur Dienstleistungs- und Informationsgesell­
schaft
■ eine neue Stufe der Globalisierung der Weltwirtschaft in
der» Triade« und die Herausbildung des »Casino-Kapitalis­
mus«
■ postfordistische Vergesellschaftungsmuster, die als »In­
dividualisierung« und »Enttraditionalisierung« beschrieben
werden
■ die Transformation des »keynesianischen Wohlfahrts­
staates zum »nationalen Wettbewerbsstaat«
■ der weltpolitische Umbruch, der nach dem Zusammen­
bruch der »staatssozialistischen« Systeme Osteuropas und
dem Ende der Systemkonkurrenz bzw. des Kalten Krieges
die Frage nach einer »neuen Weltordnung« bzw. nach neuen
» Weltordnungen« auf die Tagesordnung der internationalen
Politik gesetzt hat.1

Die politisch-ideologischen Rahmenbedingungen für die 
Durchsetzung von Elementen der neuen Formation werden 
durch die neoliberale Hegemonie geschaffen. Das neolibe­
rale Projekt propagierte zunächst eine »Revitalisierung« des 
weltweiten Kapitalismus, dessen Wachstumsdynamik - vor 
allem in Nordamerika und Westeuropa - seit den frühen 
siebziger Jahren erheblich nachgelassen hatte. Diese wie-

2 

derum sollte durch die Zurücknahme des staatlichen Ein­
flusses auf die Wirtschaft, durch die Umstellung der Wirt­
schafts- und Konjunkturpolitik auf die Angebotspolitik und 
die Inflationskontrolle (»Monetarismus«) sowie durch den 
Abbau des Sozial- bzw. Wohlfahrtsstaates und vor allem 
durch eine Schwächung der Macht der Gewerkschaften 
erreicht werden. Privatisierung, Deregulierung und Ent­
staatlichung sind die Schlagworte, mit denen dieses Projekt 
auch in den öffentlichen Debatten (und bei Wahlen) sich 
durchsetzte. 

Im »Teufelskreis des Niedergangs« 

Prognosen über die Zukunft der Gewerkschaften fallen der­
zeit eher pessimistisch aus. Soweit Szenarios künftiger Ent­
wicklungen entworfen werden, gehen sie in ihrer überwie­
genden Mehrheit davon aus, daß sich bis zum Ende des 
Jahrhunderts jene sozialökonomischen und politischen Ent­
wicklungstrends fortsetzen werden, in denen sich seit dem 
Ende der siebziger Jahre die krisenhafte Erosion der fordi­
stischen Formation des Nachkriegskapitalismus und die 
Herausbildung von Strukturelementen einer neuen Forma­
tion manifestieren. Globalisierung, neue Technologien, 
Vorherrschaft des Finanzkapitals (»Casino-Kapitalismus«) 
und des Telekommunikationssektors, Erosion nationalstaat­
licher Souveränität, anhaltende und chronisch ansteigende 
Massenarbeitslosigkeit, gesellschaftliche Desintegration 
und fortschreitende Heterogenisierung der Arbeiterklasse -
alle diese Teilaspekte der Umbruchperiode deuten auf eine 
Verdichtung jener Prozesse hin, in denen der Handlungsrah­
men für die im Fordismus erfolgreiche Gewerkschaftspoli­
tik zunehmend aufgebrochen wird: der keynesianische, na­
tionale Wohlfahrtsstaat, makroökonomische Steuerung, 
hohe Regelungsdichte und Institutionalisierung der Arbeits­
beziehungen, universalistische Politikorientierung der Ge-
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werkschaften kombiniert mit starken - durch das kollektive 

Arbeitsrecht abgesicherten - Machtpositionen in den Zen­

tren der fordistischen Massenproduktion. 
Die drei Entwicklungsszenarien ergeben sich aus dieser 

allgemeinen Prognose:2 

■ Das Modell »Wachstum ohne Beschäftigung« (jobless

growth) bezieht sich auf die fortschreitende Entkoppelung
von Wachstum und Arbeitsmarkt. Arbeitsintensive Produk­

tionen werden mehr und mehr ausgelagert; das Profil der

Makroökonomie wird durch Produkte mit einem hohen
Wertschöpfungsanteil und einen innovativen Dienstlei­

stungssektor charakterisiert. Im Zentrum wird den Beschäf­
tigten ein hoher Lebensstandard garantiert, während sich die

Peripherie der prekären Beschäftigungsverhältnisse, der
Dauerarbeitslosigkeit und der Armut immer weiter aus­

dehnt. Der weitere Verfall bzw. das Steuerungsversagen der
sozialstaatlichen Institutionen ist vorprogrammiert.

■ Das Modell des »innerbetrieblichen Wohlfahrtsstaates«

auf der nationalen und internationalen Ebene reflektiert

zunächst den Trend zur Schwächung von universalistischen,

betriebsübergreifenden Arrangements durch Tarifverträge

(Flächentarifvertrag) und politischen Regelungen auf der
nationalstaatlichen Ebene. Die zentralen Akteure neuer Ver­

einbarungen mit einer grenzüberschreitenden, >>variablen

Geometrie« sind die transnationalen Konzerne. Damit ist -

Supplement der Zeitschrift Sozialismus 6-96 

vor allem für die Gewerkschaften - die Gefahr verbunden, 

daß die großen europäischen Unternehmen kleine Inseln 

relativ guter Beziehungen zwischen den Tarifparteien in 
einem Meer der stets weitergehenden Deregulierung wer­

den. 3 
■ Das Modell der »neuen Dienstleistungsökonomie«, das
wiederum erhebliche Belastungen für die Sozialpolitik mit

sich bringt- vor allem durch die Herausbildung eines neuen

»Dienstleistungsproletariats« (zu dem auch Teile der »neu­
en Selbständigen« gehören) mit unsicheren, gering qualifi­

zierten und entlohnten Tätigkeiten, ohne Aufstiegschancen,

aber permanent durch den Abstieg in die Annutssegmente

der Gesellschaft bedroht und diszipliniert.

Vorerst bestehen kaum Aussichten, aus dem »Teufels­

kreis des Niedergangs«, in dem die Schwächung weitere 
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Schwäche erzeugt (»weakness breads weakness«4), auszu­
brechen bzw. »Licht am Ende des Tunnels« auszumachen.5 

In dieser Position der relativen Ohnmacht offenbart sich die 
hegemoniale Konstellation des heutigen kapitalistischen 
Weltsystems. Die »Definitionsmacht« für die Spielregeln 
nicht allein der globalen Bewegung von Waren, Kapital und 
Informationen, sondern auch für die Grenzen der Hand­
lungsfähigkeit politischer und sozialer Akteure, die über­
wiegend im nationalstaatlichen Rahmen agieren, geht in der 
Tat vom »Sachzwang Weltmarkt« aus. Die Krise der Ge­
werkschaften ist daher auch Ausdruck der Tatsache, daß sie 
»Gefangene« der Weltökonomie (Narr/Schubert) sind und
dabei den hegemonialen Akteuren auf dem Weltmarkt, vor
allem dem Management der transnationalen Konzerne und
Finanzinstitutionen, strukturell unterlegen sind.

»Konstruktive« Partnerschaft
statt Gegenmacht?

Es wäre zu erwarten gewesen, daß das Grundsatzprogramm 
von einer gründlichen Analyse, einem gründlichen Begriff 
der gegenwärtigen Umbruchsepoche bzw. des krisenhaften 
Formationswandels ausgeht, um von hier aus die Aufgaben 
und Ziele gewerkschaftlicher Politik zu bestimmen. Doch 
dies ist nicht der Fall. 

Der DGB-Vorsitzende Dieter Schulte hat die Erfolge der 
deutschen Gewerkschaften damit begründet, daß sie sich 
»konstruktiv auf die Gestaltung der kapitalistischen Ar­
beitsgesellschaft eingelassen (haben), mit einer auf Produk­
tivitätssteigerung setzenden Tarifpartnerschaft und Be­
triebsverfassung«.6 Diese Prämisse zieht sich wie ein roter
Faden durch die gesamte bisherige Programmarbeit. Für die
heutige, moderne Gesellschaft gilt ein Gestaltungskonzept,
das zwar von der Existenz unterschiedlicher, zum Teil ge­
gensätzlicher Interessen ausgeht, die aber »auf demokrati­
sche und soziale Weise zivilisiert werden« können. Das
Gegenmachtkonzept gewerkschaftlicher Interessenvertre­
tung wird in die Geschichte zurückverlagert.

Meine These ist, daß erstens mit einem solchen Ansatz 
weder die historischen Erlahrungen der Gewerkschaften, 
noch die heutige Realität des »globalen Kapitalismus« an­
gemessen beschrieben werden und daß zweitens die strate­
gische Option für Kooperation und Gestaltung das Konzept 
der Sozialpartnerschaft (das nun keinewegs neu ist) als den 
zentralen Maßstab für eine erfolgreiche Gewerkschaftspoli­
tik überhöht. Die Behauptung, daß Dialogfähigkeit, Kom­
promißbereitschaft und parlamentarisch-demokratische Le­
gitimität stets die Möglichkeit »vernünftiger« Lösungen 
eröffnet, halte ich für reichlich illusionär, wenn nicht gleich­
zeitig von den Kämpfen die Rede ist, die notwendig sind, 
um auch die einfachsten Forderungen der Gewerkschaften 
durchzusetzen (bzw. um »Errungenschaften« zu verteidi-
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gen). Von Machtunterschieden zwischen den gesellschaft­
lichen »Gruppen«, die ja gerade gewerkschaftliche Gegen­
macht als die Basis von Kooperation und Konflikt notwen­
dig werden läßt, auch davon ist im Programmentwurf keine 
Rede. Der Tenor lautet: statt Gegensatz Integration, statt 
Kampf Diskurs und Dialog, statt Gegenmacht Beteiligung, 
statt Widerspruch Differenz. 

Nehmen wir z.B. die Ausführungen über die demokrati­
schen Beteiligungsstrukturen in Wirtschaft und Produktion 
(Leitbilder zur Gestaltung der Ökonomie). Den Forderun­
gen zur Ausweitung von Mitbestimmungsrechten ist gewiß 
zuzustimmen. Allerdings wird die kritiklose Aufwertung 
von Unternehmenskultur, lean production, Verschlankung, 
Co-Management usw. den realen Verhältnissen in den Be­
trieben ganz und gar nicht gerecht. Es fehlen die Hinweise 
auf die zahlreichen negativen Erlahrungen, die Belegschaf­
ten und Betriebsräte mit der »Verschlankung« gemacht 
haben: mehr Leistungsdruck, Abbau von Arbeitsplätzen 
aufgrund höherer Produktivität und Verlagerung von ar­
beitsintensiven Bereichen in Billiglohnländer, soziale Aus­
lese der Belegschaften. Es fehlen überzeugende Aussagen 
darüber, wie mit den kapitalistischen Rationalisierungsstra­
tegien im Interesse der lohnabhängig Arbeitenden umge­
gangen werden muß. 

Die Aufforderung, Dialogfähigkeit und Kompromißbe­
reitschaft an den Tag zu legen, läuft im Kontext des Pro­
grammentwurfes darauf hinaus, daß die Gewerkschaften 
positiv auf die Vorgaben eingehen sollen, die von der herr­
schenden Wirtschaftsphilosophie und -politik - die sich auf 
die angeblichen Sachzwänge »Weltmarkt« und »leere (öf­
fentliche) Kassen« beruft- und von den Unternehmenslei­
tungen gemacht werden. Das ist der Kern der programma­
tischen Schwäche des Entwurfs. Die gewerkschaftlichen 
Forderungen konzentrieren sich nurmehr auf die soziale 
Ausgestaltung der Standortpolitik, aber sie verzichten auf 
Alternativkonzepte zu den herrschenden Vorstellungen und 
Strategien. 

Da die Gewerkschaften seit den achtziger Jahren schwä­
cher geworden sind, da sich das Kräfteverhältnis zwischen 
Kapital und Arbeit drastisch zugunsten der Kapitalseite und 
der Neoliberalen verschoben hat, ist realistischerweise da­
von auszugehen, daß sie in dem eingeforderten »Dialog der 
Sozialpartner« nicht der »hegemoniale Partner<< sein wer­
den. Wenn dazu noch im Programmentwurl systematisch 
die Frage nach der Entwicklung gewerkschaftlicher Kampf­
fähigkeit ignoriert wird, dann bleibt als »Botschaft« nur 
übrig: anpassen oder untergehen! 

Eine solche Politik lebt von der Illusion, es 'sei möglich, 
mit einer subalternen »Überwinterungsstrategie« zu überle­
ben, indem sich die Gewerkschaften darauf konzentrieren, 
die nach wie vor relativ privilegierten Mitgliedergruppen, 
soweit diese noch im Arbeitsprozeß verblieben sind, zu 
schützen. Damit aber würde die Gewerkschaftspolitik einen 
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ständischen Charakter annehmen. Sie würde auf den An­
spruch gesellschaftspolitischer Gestaltung und Verände­
rung der bestehenden Machtverhältnisse zum Nachteil der 
Lohnabhängigen und der aus dem System der Erwerbsarbeit 
Ausgegrenzten weitgehend verzichten. 

Widersprüche der heutigen Zeit 

Eine Grundsatzprogrammdebatte sollte sich an jenen Erfah­
rungen, Analysen und Debatten orientieren, die mehr und 
mehr die Krisentendenzen und Risikopotentiale des heuti­
gen kapitalistischen Wachstums- und Akkumulationsmo­
dells zum Gegenstand haben -und darin eingeschlossen: die 
»Siegkrise, in die der Westen nach dem Ende des Kalten
Krieges hineingeschlittert ist und in der auch die Ziele der
gesellschaftlichen Entwicklung neu ausbuchstabiert werden
müssen«. 7 Daß dieses Modell - vor allem in den neunziger
Jahren - immer stärker an seine Grenzen gerät, daß die
neoliberale Hegemonie zerfällt und daß daher auch die
Frage nach einer Alternative politisch an Einfluß gewinnt,
dafür gibt es keine Gewißheit, aber doch eine Reihe von
Indikatoren, die auch im Rahmen einer Grundsatzpro­
grammdebatte nicht übersehen werden sollte.
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Bei diesen Widerspruchskomplexe handelt es sich: 
■ um die globalen Spaltungen zwischen Armut und Reich­
tum, die sich in den Metropolen selbst reproduzieren und
verfestigen und eine Krise der Gesellschaft erzeugen, die
sich zunehmend »fragmentiert«;
■ um die Ausbeutung von Ressourcen, die Zerstörung der
Natur und die Belastungen des Klimas, des Wassers, der
Böden usw. durch die gleichsam ungehemmte Fortsetzung
und weltweite Verbreitung des industriekapitalistischen
Wachstumsmodells;
■ um die Schwächung der Nationalstaaten als der politi­
schen Arenen, in denen demokratische Forderungen durch­
gesetzt und Instrumente sowie Institutionen zur Kontrolle
der kapitalistischen Entwicklungswidersprüche erkämpft
wurden;
■ um eine Überakkumulationskrise des Kapitals, die durch
Produktivkraftssteigerung (»mikroelektronische Revoluti­
on«), durch das Aufblähen des »fiktiven (spekulativen)
Kapitals« sowie durch den Abbau des fordistischen Wohl­
fahrtsstaates gerade nicht in eine neue, stabile Formation
(Kohärenz von Akkumulationsregirne und Regulations wei­
se) übergeht, sondern sich durch Wachstumsschwäche,
chronisch ansteigende Massenarbeitslosigkeit und konjunk­
turelle - vor allem monetäre - Instabilität auszeichnet;
■ um eine Krise der »Arbeitsgesellschaft«, die mit der
Steigerung der Produktivkraft der gesellschaftlichen Arbeit
zugleich einen wachsenden Teil der Bevölkerung aus dem
Erwerbssystem - aus der »auf dem Tauschwert beruhenden
Produktion« - »freisetzt«. Diese strukturelle Schwäche des 
heutigen kapitalistischen Wachstums- und Akkumulations­
typs, die Entkoppelung von Wachstum, Produktivitätsfort­
schritt und qualifizierter Beschäftigung, muß doch den ent­
scheidenden Bezugspunkt bilden a) für den Begriff der
Krise der sozialstaatlichen Apparate und b) für eine neue
Beschäftigungs- und Sozialpolitik;
■ und schließlich handelt es sich auch um eine Krise der
politischen Kultur - unter Einschluß der demokratischen
Institutionen, die nicht allein auf die sozialökonomischen
Prozesse, sondern vor allem auch auf die neuen Medien
(»Informationsgesellschaft«) zurückzuführen sind, die den
gesamten politischen Prozeß, vor allem die Formen und
Organisationen der »zivilgesellschaftlichen« Vermittlung,
der Öffentlichkeit zwischen Gesellschaft und Staat/Politik,
d.b. eben die Funktionsbedingungen der Demokratie,
grundlegend verändert haben. 8

4 J. Visser, Tue Strengtb of Union Movements in Advanced Capitalist 
Democracies, in: M. Regini, a.a.O., S. 31. 

5 Vgl. dazu das Heft 4/95 der vom DGB herausgegebenen Gewerkschaftli-
chen Monatshefte mit dem Titel »Europäische Gewerkschaften im Aufwind?« 

6 D. Schutte, Anpassen oder untergehen, in: Die Mitbestimmung, 9/95, S. 35. 
7 U. Beck, Die Erfindung des Politischen, Frankfurt/Main 1993, S. 17. 
8 Vgl. dazu vor allem J. Hirsch, Der nationale Wettbewerbsstaat, a.aü., S. 

136 ff. 
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Neubewertung der Arbeit 

Für eine gewerkschaftliche Programmdebatte sollte am 
Ende des 20. Jahrhunderts die Frage nach einer Neubewer­
tung von Arbeit im Zentrum stehen. Die gewaltigen Produk­
tivitätszuwächse, die aufgrund der »informationellen Revo­
lution« sowie aufgrund arbeitsorganistorischer Rationali­
sierung erzielt werden, führen dazu, daß ein ständig wach­
sender Teil der arbeitsfähigen Bevölkerung aus dem System 
der Erwerbsarbeit ausgegrenzt wird. Die Prinzipien der 
Exklusion und des Dualismus, von denen Alain Touraine 
spricht, haben gerade hier ihren Grund. Der »neue Gesell­
schaftsvertrag«, der der Zuspitzung solcher Marginalisie­
rungstendenzen entgegenzuwirken hätte, wäre so die Ant­
wort der »Gesellschaft« (im Resultat von Kämpfen und als 
Artikulation von Kräftekonstellationen in der Gesellschaft) 
auf die Entgrenzung der Marktprozesse, genauer: der Kapi­
talakkumulation.9 Diese Antwort kann die rechtliche und 
institutionelle Form komplexer Regelungssysteme - von 
der betrieblichen über die nationale bis zu transnationalen 
Ebene - annehmen. 

Eine Intervention, die darauf gerichtet ist, die produkti­
ven Vergesellschaftspotentiale der »neuen Betriebsweise« 
freizusetzen, differenziert sich wesentlich in drei Gestal­
tungsbereiche aus: 

Erstens verlangt die »neue Betriebsweise« neue Formen 
der enthierarchisierten und flexiblen Arbeitsorganisation, 
die die Potentiale der individuellen Qualifikation und Krea­
tivität ebenso zu nutzen vermag wie die der nicht-hierarchi­
schen Kooperation. Damit werden auch neue Formen der 
Produzentendemokratie möglich, die über die traditionellen 
Partizipations- und Mitbestimmungskonzepte der Gewerk­
schaften insofern hinausgehen, als sie die Arbeitsorganisa­
tion und letztlich auch den Zweck der Produktion und damit 
auch die Gebrauchswerteigenschaften der Produkte zum 
Gegenstand haben könnte (z.B im Kontext einer Ökologi­
sierung der Produktion wie der Produkte). 

Zweitens werden - auch unter Effizienzgesichtspunkten 
- durch die »neue Betriebsweise« neue Arbeitszeitregime
möglich und notwendig. Diese werden sich nicht allein auf
die Verkürzung der Wochen- bzw. der Lebensarbeitszeit
beschränken müssen. Eine solche Beschränkung (im Sinne
von »Not-Lösungen«) ist nur dann erforderlich, wenn in der
harten Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit für
den schwächeren Teil, nämlich für die Lohnabhängigen,
Arbeitzeitverkürzung mit steigender Arbeitslosigkeit, ge­
ringerem Einkommen und sozialem Schutz und der Präka­
risierung der Arbeit (»bad jobs«) verbunden ist. Sobald
freilich solche - über den Betrieb hinausgreifende - gesell­
schaftlichen Sicherungen vorhanden sind, kann auch der
Rahmen für die Flexibilisierung von Arbeitszeiten - unter
Berücksichtigung individueller und partikularer Arbeits­
zeitinteressen - sehr viel weiter gespannt werden.
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Daraus folgt schon eine dritte Gestaltungsaufgabe. Sie 
wird durch die Frage definiert, wie die aus den gewaltigen 
Produktivitätssteigerungen im Kernbereich der materiellen 
Produktion hervorgehende »Freisetzung« von Arbeitskraft 
gesellschaftlich »verarbeitet« wird. Diese Fragestellung 
führt zum Verhältnis von Markt und Staat/Politik als Steue­
rungsprinzipien sozialökonomischer Prozesse zurück. So­
fern die Regulation dieser Produktivitätsgewinne den Steue­
rungsprinzipien des Marktes überlassen bleibt, erzeugen 
diese über die ständig zunehmende Außerwertsetzung von 
Arbeitsvermögen - über Arbeitslosigkeit sowie über die 
»Schattenökonomie« - einen gewaltigen Ballast für die
Gesellschaft, dessen Bewältigung stets höhere, unprodukti­
ve Kosten verursacht. Der Verlust von industriellen »Nor­
malarbeitsplätzen« (inzwischen auch von Arbeitsplätzen im
tertiären Sektor: bei Banken und Versicherungen, bei der
Telekom etc.) wird - auch im Hinblick auf das Nachfrage­
potential der Einkommen - nur unzureichend kompensiert.
Stattdessen nimmt die Zahl der sog. »bad jobs« mit unzu­
reichendem sozialem Schutz und geringer Bezahlung zu.

Die Gestaltung des gesellschaftlichen Umfeldes der 
»neuen Betriebsweise« steht daher vor der Aufgabe, dieser
Dualisierungstendenz entgegenzuwirken. Beschäftigungs­
politik, die wesentlich weniger gesellschaftliche Kosten in
Anspruch nähme als diejenigen der Massenarbeitslosigkeit
und der Armut, hätte sich demzufolge darauf zu konzentrie­
ren, qualifizierte Tätigkeiten im Dienstleistungssektor- vor
allem zur Befriedigung jenes wachsenden Bedarfes, der in
den Bereichen der Ökologie, der Gesundheit und des Alters,
der Bildung, Weiterbildung und Kultur besteht - abzusi­
chern und neue, qualifizierte Tätigkeiten zu erschließen.
Auch hier gilt, daß eine solche Politik keineswegs dem
starren Muster zentralstaatlich hierarchisierter Ressourcen­
mobilisierung und -zuteilung folgen muß. Allerdings wer­
den die politischen und sozialen Auseinandersetzungen auf
der zentralstaatlichen Ebene einen »Machtwechsel« zu La­
sten des neoliberalen »Blocks an der Macht« herbeiführen
müssen - als eine politische Voraussetzung für einen Prio­
ritätenwechsel bei den wirtschafts- und gesellschaftspoliti­
schen Schwerpunktsetzungen.

Fazit: Sollte auch nur ein Teil meiner kritischen Überle­
gungen zutreffen, dann wäre zumindest eine Schlußfolge­
rung nicht von der Hand zu weisen: daß wir sehr viel mehr 
Zeit für eine solche Debatte brauchen, als derzeit vom 
DGB-Bundesvorstand vorgesehen ist. ♦ 

9 Vgl. dazu ausführlicher Frank Deppe, Ein neuer Gesellschaftsvertrag. 
Anmerkungen zu einem transnationalen Krisendiskurs, in: Sozialismus 7/1994 
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